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Abwicklungshinweise zur Auszahlung von Versorgungsleistungen 
der ÖBAV Unterstützungskasse e.V. 

 
Wer zahlt im Leistungsfall 
aus? 

Generell wird die Versorgungsleistung über den Arbeitgeber ausge-
zahlt. Es besteht jedoch die Möglichkeit, dass die ÖBAV Unterstüt-
zungskasse e.V. die Rentnerverwaltung übernimmt, d.h. die Aus-
zahlung der Nettoleistung (Rente oder Kapital) sowie die Versteue-
rung und Verbeitragung in der Sozialversicherung (Kranken- und 
Pflegeversicherung) vornimmt. In diesem Falle wird ein separater 
Servicevertrag geschlossen (der dann für alle Versorgungsempfän-
ger des Unternehmens gilt). 

Was ist im Leistungsfall zu-
erst zu tun? 

Wichtig ist es, den Leistungsfall des Versorgungsberechtigten so 
früh wie möglich an den Versicherer zu melden. Hierfür soll das Mel-
deformular „Leistungsfall“ genutzt werden, dass der Arbeitgeber 
mit Aufnahme in die Unterstützungskasse erhält und bei der ÖBAV 
Servicegesellschaft nachfordern kann. 

Zu welchem Zeitpunkt kann 
die Versorgungsleistung in 
Anspruch genommen wer- 
den? 

Die Altersleistung wird zu der in der Zusage genannten Regelalters-
grenze fällig. 

Kann die Versorgungsleis-
tung vorzeitig in Anspruch 
genommen werden? 

Gemäß § 6 S. 1 BetrAVG hat jeder Arbeitnehmer, der die Altersrente 
aus der gesetzlichen Rente als Vollrente in Anspruch nimmt, das 
Recht ab diesem Zeitpunkt auch Leistungen aus der betrieblichen 
Altersversorgung in Anspruch zu nehmen. Aus der Versorgungszu-
sage kann sich die Möglichkeit ergeben, unabhängig vom Bezug ei-
ner Vollrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung bereits nach 
Vollendung des 60. Lebensjahres (bzw. 62. Lebensjahres bei Zusa-
geerteilung ab 01.01.2012) vorzeitig Leistungen aus der betriebli-
chen Altersversorgung in Anspruch zu nehmen, falls der Arbeitneh-
mer aus den Diensten des Arbeitgebers ausscheidet. 

Kann anstelle einer Rente 
auch eine einmalige Kapi-
talauszahlung vorgenom-
men werden? 

Auf Wunsch des Versorgungsberechtigten und mit Zustimmung des 
Arbeitgebers kann bei entsprechender Regelung in der Versor-
gungszusage anstelle einer lebenslangen Rente auch eine einma-
lige Kapitalauszahlung erfolgen. 
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit der Abfindung einer „Mini-
Rente“ (Höchstgrenze 2019: [West]: 31,15 EUR mtl., [Ost]: 28,70 
EUR mtl. bzw. bei Kapitalzusagen [West] 3.738 EUR; [Ost] 3.444 
EUR).Raten- oder Teilauszahlungen sind aus steuerrechtlichen 
Grün- den nicht möglich. 

Warum werden die Versor-
gungsleistungen an den 
Arbeitgeber ausgezahlt? 

Die in der Anwartschaftsphase laufend gezahlten Beiträge sind kein 
steuerpflichtiger Arbeitslohn. Die Versorgungsleistungen hingegen 
müssen vor der Auszahlung als nachträglicher Arbeits-lohn iSv § 19 
Abs. 1 Nr. 2 EStG voll versteuert werden (nachgelagerte Besteue-
rung). 
Nähere Informationen bzgl. der Versteuerung finden sich in dem 
Merkblatt „Steuer- und sozialversicherungsrechtliche Behandlung 
von Versorgungsleistungen“. 
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Wie erfolgt die Auszahlung 
der Versorgungsleistung, 
wenn der Mitarbeiter das 
Unternehmen bereits ver-
lassen hat? 

Auch wenn der Mitarbeiter das Unternehmen bereits mit einer un-
verfallbaren Anwartschaft verlassen hat, muss eine Versteuerung, 
Verbeitragung in der Sozialversicherung und Nettoauszahlung der 
Versorgungsleistung durch dessen ehemaligen Arbeitgeber (bzw. 
durch die beauftragte Unterstützungskasse) erfolgen. 

Was geschieht im Todesfall 
mit der betrieblichen Al-
tersversorgung? 

Sofern die Versorgungszusage eine Hinterbliebenenleistung vor-
sieht, wird nach Vorlage der Sterbeurkunde – und sofern benötigt 
weiterer Nachweise – eine Todesfallleistung an die berechtigten 
Hinterbliebenen ausgezahlt. 
Sind keine berechtigten Hinterbliebenen vorhanden, so wird ein 
Sterbegeld an die Erben (gemäß Erbschein) gezahlt, sofern dies in 
der Versorgungszusage vereinbart worden ist. Das Sterbegeld ist 
derzeit gemäß §§ 2 KStDV auf maximal 7.669,- EUR begrenzt. 
Beide Leistungen unterliegen i.d.R. nicht der Erbschaftsteuer. 
Weitere Informationen zur Versteuerung und Verbeitragung finden 
sich in dem Merkblatt „Steuer- und sozialversicherungsrechtliche 
Behandlung von Versorgungsleistungen“. 

Wer gilt als berechtigter Hin-
terbliebener? 

Die berechtigten Hinterbliebenen werden grundsätzlich in der Ver-
sorgungszusage festgelegt. 
Standardmäßig ist heute bei Tod vor Erreichen der Altersgrenze der 
in gültiger Ehe lebende Ehegatte oder Lebenspartner im Sinne des 
LPartG versorgungsberechtigt. Dies bedeutet, dass er ein Versor-
gungskapital in Höhe der Versorgungsleistung aus der Rückde-
ckungsversicherung erhält. 
Lebt kein hinterbliebener Ehegatte oder Lebenspartner iSd LPartG, 
so wird die Hinterbliebenenleistung an die ehelichen und diesen 
rechtlich gleichgestellten Kinder zu gleichen Teilen gezahlt, falls 
das jeweilige Kind das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Dar-
über hinaus werden Waisenleistungen nur gezahlt, wenn das Kind 
noch in der Schul- oder Berufsausbildung steht und das 25. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat, oder das Kind wegen körperlicher, 
geistiger oder seelischer Behinderung außerstande ist, sich selbst 
zu unterhalten. Bei Zusagen, die vor dem 01.01.2007 erteilt wur-
den, ist das 27. Lebensjahr maßgeblich. Voraussetzung in letzte-
rem Fall ist, dass die Behinderung vor Vollendung des 25. Lebens-
jahres (bzw. 27. Lebensjahres) eingetreten ist. Sind ein anspruchs-
berechtigter Ehegatte/ Lebenspartner iSd LPartG und anspruchs-
berechtigte Kinder nicht vorhanden, tritt an deren Stelle der der 
Unterstützungskasse namentlich benannte, zum Zeitpunkt des Ab-
lebens des Arbeitnehmers mit diesem in eheähnlicher Gemein-
schaft lebende nicht eheliche Lebensgefährte. Im Einzelfall kann 
die Versorgungszusage eine andere Rangfolge der Hinterbliebe-
nen vorsehen. Maßgeblich ist daher immer der individuelle Zusa-
getext des versorgungsberechtigten Arbeitnehmers. 
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Welche Unterlagen werden 
zur Auszahlung der Versor-
gungsleistung benötigt? 

Zur Auszahlung ist das Formular „Erklärung und Wahl des Auszah-
lungstermins der versicherten Person“ ausgefüllt und unterschrie-
ben einzureichen Außerdem ist die Angabe der Kontoverbindung 
des Arbeitgebers notwendig, was über das Formular „Kontobei-
blatt“ erfolgt. 
Sofern die Rückdeckungsversicherung verpfändet wurde, wird die 
Erklärung der Pfandfreigabe der Versicherung vom Versorgungsbe-
rechtigten bzw. dessen Hinterbliebenen benötigt. Die entsprechen-
den Formulare werden dem Unternehmen von der ÖBAV Servicege-
sellschaft im Leistungsfall betreffend den berechtigten Arbeitneh-
mer zugesandt. 

Wie wird die Versorgungs-
leistung versteuert? 

Die Versorgungsleistung fällt unter § 19 EStG (Einkünfte aus nicht-
selbständiger Arbeit) und ist lohnsteuer- und sozialversicherungs-
pflichtig. Bei Kapitalleistungen handelt es sich um Vergütungen 
(Arbeitslohn) für mehrjährige Tätigkeiten im Sinne des § 34 Abs. 2 
Nr. 4 EStG, die bei Zusammenballung als außerordentliche Ein-
künfte nach § 34 Abs. 1 EStG zu besteuern sind („Fünftelregelung“). 

Müssen Leistungen  aus der 
betrieblichen Altersversor-
gung in der Sozialversiche-
rung immer verbeitragt 
werden? 

Gemäß § 229 SGB V unterliegen sämtliche Leistungen der Unter-
stützungskasse (laufende Renten und einmalige Kapitalleistungen) 
als Versorgungsbezüge der Sozialversicherungspflicht. Sie werden 
in der Kranken- und Pflegeversicherung verbeitragt, jedoch nicht in 
der Renten- und Arbeitslosenversicherung. Bei einmaligen Kapital-
zahlungen meldet die Zahlstelle der Krankenkasse des Leistungs-
empfängers lediglich den Versorgungsbezug, welche daraufhin von 
diesem die zu zahlenden Beiträge erhebt. Der Leistungsempfänger 
trägt den Beitragssatz allein, es findet keine Beteiligung des Arbeit-
gebers statt. 
Die Verbeitragung entfällt bei Zahlung eines Sterbegeldes. 
Privat Kranken- und Pflegeversicherte zahlen keine zusätzlichen 
Beiträge. 
Ausführliche Informationen bzgl. der Verbeitragung finden sich in 
dem Merkblatt „Steuer- und sozialversicherungsrechtliche Behand-
lung von Versorgungsleistungen“. 

 


